
Österreich benötigt bei manchen nationalen und internationalen 

Umweltzielen weitere Fortschritte. Dazu gehören etwa die Eindämmung von 

Treibhausgasemissionen (GHGs) und Stickstoffoxiden (NOx), die Verbesserung 

der Luftqualität im städtischen Bereich, die Ausweitung des Schutzstatus von 

Biotopen und Arten sowie die Verringerung jenes Ausmaßes von Weideland und 

landwirtschaftlich genutzten Flächen, die an den Wohnbau und den Ausbau der 

Infrastruktur verloren gehen. Österreich muss die Stimmigkeit, Effizienz und 

Wirksamkeit seiner Umweltpolitik noch mehr stärken, um anspruchsvolle Ziele 

erreichen und jene Umweltherausforderungen bewältigen zu können, die mit dem 

Wirtschaftswachstum einhergehen werden.

Allgemein hohe Umweltqualität

Österreich hat bei der Ausarbeitung von EU-Umweltvorschriften oft eine 

führende Rolle gespielt und genießt bei ihrer Umsetzung einen guten Ruf. 

Aus diesem Grund ist die Umweltqualität sehr gut, und die Bürger sind, was ihre 

Lebensqualität angeht, mit dem Zustand ihrer Umwelt zufrieden. Die Wassergüte 

ist eine der besten auf der ganzen Welt, die Abfallbewirtschaftung ist effektiv, ein 

großer Teil des Landes steht unter irgendeiner Form von Naturschutz, und der 

Anteil der biologisch bewirtschafteten Agrarflächen ist einer der höchsten in der 

EU. Erneuerbare Energiequellen decken einen großen Teil des österreichischen 

Energiebedarfs und tragen dazu bei, dass die Wirtschaft relativ kohlenstoffarm 

produziert.

        Umweltprüfbericht
				  

highlights      ÖSTERREICH 2013
Allgemein hohe Umweltqualität

Einige Umweltthemen geben Anlass zur 
Besorgnis

Umfangreiches Rahmenwerk für nachhaltige 
Entwicklung

Umweltpolitik auf Gesetzes - und 
Subventionsbasis

Wachsender Einsatz volkswirtschaftlicher 
Instrumente

Ökologisches Wachstum durch 
Umweltinnovationen und -arbeitsplätze

Proaktive Vorgangsweise beim 
Chemikalienmanagement

Gut eingeführtes System für den Schutz vor 
Klimagefahren

Weitreichende Nationale Anpassungsstrategie

ZENTRALE POLITIKEMPFEHLUNGEN
Der dritte Umweltprüfbericht Österreich der OECD (OECD Environmental 

Performance Review of Austria) enthält 27 Empfehlungen hinsichtlich der Förderung 

des fortgesetzten Umweltfortschritts des Landes. Beispiele:

•	 Ausweitung des Einsatzes umweltbezogener Steuern im Rahmen einer 

umfassenden “sozioökologischen Steuerreform”.

•	 Analyse potenziell negativer Umweltauswirkungen auf bestehende 

Subventionen sowie Verringerung kontraproduktiver Anreize für die 

Autobenutzung.

•	 Systematische Evaluierung der Kosteneffizienz von 

Umweltförderungsmaßnahmen auf Bundes- und Landesebene.

•	 Fokussiertere Unterstützung von Klein- und Mittelbetrieben, um ihnen 

Hilfestellung bei der Erfüllung von EU-Chemikalienrichtlinien zu bieten.

•	 Frühere Berücksichtigung von Anpassung an den Klimawandel bei der 

Politikgestaltung seitens der Regierung.

•	 Bereitstellung ausreichender Mittel für die Anpassung an den Klimawandel 

sowie Untersuchung einer möglichen Rolle von privater Finanzierung, 

Versicherungsmärkten und öffentlich-privaten Partnerschaften.

Einige Umweltthemen geben Anlass zur Besorgnis
 



Übergang zu einer CO2-ärmeren und 
energieeffizienteren Volkswirtschaft

•	 Österreichs GHG-Emissionen sind seit Mitte der 
2000er gesunken, liegen jedoch noch immer 
beträchtlich über den im Kyoto-Protokoll 
vereinbarten Zielen (Abbildung 1).

•	 Der Verkehr, und hier hauptsächlich der 
Straßenverkehr, ist der größte Energieverbraucher 
und der zweitgrößte Verursacher von GHG-
Emissionen. Ca. 30 % der durch den Verkehr 
erzeugten GHG-Emissionen stehen im 
Zusammenhang mit Treibstoffen, die zwar in 
Österreich gekauft, aber im Ausland verbraucht 
werden.

•	 Die Menge der pro BIP-Einheit verbrauchten 
Energie ist in der zweiten Hälfte der 2000er 
gesunken und ist niedriger als in vielen anderen 
OECD-Ländern.

•	 Der Einsatz erneuerbarer Energiequellen 
ist zwischen 2000 und 2011 um ungefähr 
23 % gestiegen. Erneuerbare Energiequellen 
(hauptsächlich Biokraftstoffe, erneuerbare Abfälle 
und Wasserkraft) machen ungefähr 27 % der 
Primärenergieversorgung - mehr als das Dreifache 
des OECD-Durchschnitts - sowie 68 % der 
Stromerzeugung aus. 
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Abbildung 1. GHG-Emissionen und Kyoto-Ziel

  Abbildung 2. Nährstoffbilanzen

Effizientere Nutzung von Ressourcen
•	 Österreich bringt mehr wirtschaftlichen Wohlstand 

pro eingesetzter Materialeinheit hervor als im 
europaweiten OECD-Durchschnitt gesehen. Die 
Materialproduktivität hat sich zwischen 1995 und 
2010 um 33 % verbessert.

•	 2011 wurden 34 % der kommunalen Abfälle 
kompostiert, der höchste Prozentsatz in der EU; 
62 % wurden der Wiederverwertung zugeführt, 
wobei dieser Wert im EU-Durchschnitt 40 % 
beträgt. Die Menge der kommunalen Abfälle pro 
Kopf liegt jedoch über der europäischen OECD-
Durchschnittsrate, und die Abkopplung des 
Abfallaufkommens ist schwierig.

•	 Der Einsatz von Düngemitteln sowie Stickstoff- 
und Phosphorüberschüsse fielen in den 2000ern 
rascher als im gesamten OECD-Raum, obwohl 
die landwirtschaftliche Produktion stabil blieb 
(Abbildung 2), was auch zur Verbesserung der 
Wasserqualität beigetragen hat.

•	 Fast ein Fünftel der Agrarflächen wird biologisch 
bewirtschaftet, der höchste Anteil in der EU. 

Fortschritte auf dem Gebiet des Grünen Wachstums

0

25

50

75

100

125

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009

2000 = 100

Stickstoffbilanz* Phosphorbilanz* Landwirtschaftliche Produktion

* Grundlage gleitender Mittelwert der Daten über einen Dreijahreszeitraum.

0

20

40

60

80

100

1990 2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012

MT CO2-Äquiv.

Energiebranche Industrie Verkehr

Raumwärme und
sonstiger Kleinverbrauch

Landwirtschaft Abfälle

Sonstige

Kyoto-Ziel
-13%

Anmerkung: Exklusive Emissionen/Speicherung durch Landnutzung, 
Landnutzungsänderung und Forstwirtschaft.



2			                                   Umweltprüfbericht ÖSTERREICH 2013 HIGHLIGHTS

Abbildung 3. Terrestrische Schutzgebiete
(Top 10 der OECD-Staaten)

    Abbildung 4. Belastung durch Luftver-
schmutzung im städtischen Raum

Umgang mit Naturgütern

•	 Ungefähr 28 % der Landesfläche steht unter 
irgendeiner Art von Naturschutz, was Österreich 
OECD-weit zu einem Spitzenplatz verhilft (Abbildung 
3). Andere Indikatoren, etwa die Anzahl der stark 
bedrohten Arten oder der Schutzstatus wichtiger 
Habitate, lassen darauf schließen, dass Biodiversität 
und Ökosysteme unter erheblichen Druck geraten 
sind.

•	 Die Umwidmung unerschlossener Flächen für 
Wohnbau, Verkehr und sonstige Infrastruktur 
(Bodenversiegelung) ist weiterhin im Steigen begriffen 
und belastet Naturgebiete und Ökosysteme. Die 
Geschwindigkeit der Bodenversiegelung hat das 
Bevölkerungswachstum sowie das Ziel, das sich 
Österreich diesbezüglich gesetzt hat, weit übertroffen.

•	 Wasser ist in Österreich eine reichlich 
vorhandene Ressource. Umfangreiche 
Hochwasserschutzmaßnahmen, die intensive 
Nutzung der Wasserkraft sowie die Umwandlung 
von Feuchtgebieten in Agrarflächen haben jedoch 
zu Veränderungen beim ökologischen Zustand von 
Flüssen und Seen geführt. Für eine Wiederherstellung 
guter Umweltbedingungen für die Gewässer werden 
massive Investitionen erforderlich sein. 

Verbesserung der umweltbezogenen 
Lebensqualität

•	 Die Österreicher sind mit der Umweltqualität 
ihrer Heimat anscheinend zufriedener als der 
europäische Durchschnitt: 2009 beurteilten 
72 % der Österreicher die Qualität der 
Umwelt ihres Landes als “eher gut” oder “sehr 
gut”, während es in der gesamten EU im 
Durchschnitt lediglich 44 % waren. Die Anzahl 
der unzufriedenen Bürger ist jedoch in den 
späten 2000ern angestiegen.

•	 Vom gesundheitlichen Standpunkt betrachtet 
ist die Wasserqualität eine der besten in 
Europa: Bei fast allen Oberflächengewässern 
sowie im Grundwasser sind die 
Schadstoffwerte niedrig.

•	 Der Anteil der Bevölkerung mit Anschlüssen zu 
kommunalen Abwasserkläranlagen erreichte 
2010 94 %, einer der höchsten in ganz Europa.

•	 Obwohl die Emissionen der wichtigsten 
Luftschadstoffe deutlich gesunken sind, liegt 
der Stickstoffausstoß (NOx) weiterhin über der 
nationalen Obergrenze. Ein großer Verursacher 
von NOx-Emissionen ist der Straßenverkehr, 
teilweise aufgrund der wachsenden Nutzung 
von Dieselfahrzeugen, eines gestiegenen 
Transitverkehrs und des Tanktourismus.

•	 Urbane Gebiete sind einer anhaltenden 
Belastung durch Luftverschmutzung in 
Form von Feinstaub und Ozon ausgesetzt, 
insbesondere in städtischen Großräumen. 
Die Werte gehörten 2010 zu den höchsten 
innerhalb der EU (Abbildung 4). 
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Bei der Umsetzung EU-weiter und nationaler 

Umweltvorschriften schneidet Österreich im 

Vergleich mit anderen Ländern gut ab. Als Land mit 

bundesstaatlichem Charakter liegt die Zuständigkeit 

für wichtige Umweltangelegenheiten bei den 

Ländern und Gemeinden. Die teilweise Autonomie 

der Länder bei Gesetzgebung und Umsetzung hat 

zu einem relativ fragmentierten Umweltregelwerk 

sowie zu Widersprüchen bei Umsetzung und 

Vollstreckung geführt. Die Einrichtung eines nationalen 

Umweltinspektionssystems könnte zu faireren und 

gleicheren Rahmenbedingungen im Umweltbereich 

beitragen.

Im Laufe der 2000er hat Österreich auf ein wachsendes 

Bedürfnis hinsichtlich einer besseren Koordinierung von 

Umwelt-, Sozial- und Wirtschaftspolitik auf sämtlichen 

staatlichen Ebenen reagiert, indem die Regierung 

zwei Strategien für eine nachhaltige Entwicklung 

beschlossen hat, eine zur Umsetzung auf Bundesebene 

und eine unter Zusammenarbeit von Bundes- und 

Landesregierungen. Mit Stand 2012 hatten 19 % der 

Gemeinden und ca. die Hälfte der Bezirke Prozesse der 

Lokalen Agenda 21 gestartet. Trotz dieser Bemühungen 

hat das Nebeneinander zweier Nachhaltigkeitsstrategien 

zu Unsicherheit geführt und eine wirksame Bündelung 

von Nachhaltigkeitsinitiativen auf Konzeptgebieten 

behindert, die nicht mit Umweltthemen zu tun haben.

Die Mechanismen und Werkzeuge zur Beurteilung der 

Erreichung von Umweltzielen und Wohlbefinden sowie 

zur Bewertung von Umwelt- und anderen politischen 

Konzepten sind gut entwickelt. Es gibt jedoch wenig 

Belege dafür, dass sie sich systematisch auf die 

Entscheidungsfindung ausgewirkt haben. Österreich 

verfolgt seit langem eine Politik der Offenlegung von 

Umweltinformationen, der Förderung der Umweltbildung 

sowie der Gewährleistung einer umfassenden Beteiligung 

von Interessensvertretern bei der Politikgestaltung. 

Österreichs einzigartige Sozialpartnerschaft sieht 

systematische Beratungen mit offiziell anerkannten 

Interessensgruppen von Unternehmen, Arbeiter/

Angestellten und Bauern vor. Ebenso werden regelmäßig 

nichtstaatliche Organisationen (NGOs) zu Rate gezogen, 

jedoch in einem begrenzteren Ausmaß. 

ein umfangreiches Rahmenwerk für 
nachhaltige Entwicklung 
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Umweltpolitik auf Gesetzes- und Subventionsbasis 

Zur Erreichung umweltpolitischer Ziele setzt Österreich 

sehr stark auf regulatorische Instrumente. Ebenso 

weit verbreitet ist der Einsatz von Subventionen und 

Kapitaltransfers, teilweise als Mittel zur Erreichung 

eines Konsenses innerhalb der Sozialpartnerschaft 

sowie als Anreiz für Länder und Lokalbehörden, in ihrem 

Zuständigkeitsbereich aktiv zu werden. 2011 machten 

umweltmotivierte Subventionen mehr als 40 % der 

allgemeinen staatlichen Umweltausgaben aus, das Vierfache 

der Länder in der Euro-Zone. Im Laufe der Zeit hat sich 

der Einsatz von Subventionen von der Unterstützung der 

öffentlichen Infrastruktur, insbesondere im Wassersektor, 

hin zur Förderung privatwirtschaftlicher Investitionen in 

Bereichen wie erneuerbare Energien und Energieeffizienz 

verschoben (Abbildung 5 und Kasten 1). 

Obwohl diese Unterstützungsprogramme umweltfreundliche 

Investitionen gefördert haben, hätten manche Empfänger 

diese Investitionen möglicherweise auch ohne eine 

solche Unterstützung getätigt und so von umfangreichen 

Marktlagengewinnen profitieren können. Außerdem 

können Maßnahmen auf Subventionsgrundlage bestimmte 

Technologien verfestigen, da sie Firmen und Konsumenten 

zur Annahme subventionierter Lösungen anregen, obwohl 

andere Optionen wirkungsvoller wären. Im Allgemeinen ist die 

österreichische Subventionspolitik aufgrund fragmentierter 

Verantwortungsbereiche, Mangel an Kooperation zwischen 

den verschiedenen Regierungsebenen und potenzieller 

Duplizierung von Finanzierungsmechanismen, insbesondere 

auf subnationaler Ebene, nicht so effizient, wie sie sein könnte.

Abbildung 5. Schwerpunktverschiebung bei 
Umweltsubventionen und -investitionen

Kasten 1. Potenzielle Beschäftigungsvorteile von Umweltsubventionen

Umweltbezogene Fördermechanismen haben zur Stimulierung der Nachfrage und Bereitstellung von Umweltgütern, 
-dienstleistungen und –technologien  beigetragen. Die Regierung hat zunehmend Informationen in Bezug auf die Auswirkungen 
dieser Förderungen auf BIP-Wachstum, Exporte und Beschäftigungszahlen offengelegt. Diesbezügliche Schätzungen weisen 
häufig auf positive Folgen hin. Beispiele:

•	 2011 wurde die thermische Gebäudesanierungsinitiative ins Leben gerufen, um thermische Gebäuderenovierungsprojekte im 
Wohnungs- und Unternehmenssektor zu unterstützen, was alleine im Jahr 2011 zu über 12.000 neuen Arbeitsplätzen geführt hat.

•	 Das Subventionierungsprogramm klima:aktiv mobil finanziert Maßnahmen aufseiten von Lokal- und Bundesländerbehörden, 
Tourismusunternehmen und Betreibern von Fahrradanlagen zur Förderung des Radfahrens, Zufußgehens, der Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel, der Erneuerung von Fuhrparks mithilfe “saubererer” Fahrzeuge sowie der Einrichtung von 
Mobilitätsmanagementsystemen. Dieses Programm hat seit seinem Start im Jahr 2007 4.600 neue Arbeitsplätze geschaffen.

•	 Ein durch das Ökostromgesetz 2002 eingerichtetes Einspeisetarifsystem hat ein dramatisches Anwachsen der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen in Gang gesetzt. Es wird erwartet, dass dieses System bis 2020 ein 
Nettobeschäftigungsplus von 64.000 Arbeitsplätzen gewährleisten wird.

Es ist jedoch nicht immer klar, wie diese Auswirkungen berechnet werden, inwieweit mögliche Arbeitsplatzverluste 
Berücksichtigung finden und bis zu welchem Ausmaß die verschiedenen Schätzungen miteinander vergleichbar sind.
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Abbildung 6. Steueraufkommen aus umweltbezogenen Abgaben 

In Österreich greift man nun häufiger zu Steuern 

und anderen volkswirtschaftlichen Maßnahmen, 

um Umweltziele zu erreichen, obwohl die potenziellen 

Synergien zwischen diesen Instrumenten noch 

nicht zur Gänze verwirklicht worden sind. Das 

Steueraufkommen aus umweltbezogenen Abgaben 

hat sich seit dem Jahr 2000 deutlich erhöht. 2011 lag 

es bei 2,6 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und 6,1% 

der Gesamtsteuereinnahmen, was über dem OECD-

Durchschnitt liegt (Abbildung 6). Ebenso angestiegen sind 

Gebühreneinnahmen für Müllabfuhr, Abwasserreinigung, 

Wasserversorgung und Straßennutzung, welche 2011 1,2% 

des BIP erreichten. Die Höhe von Energiesteuern spiegelt 

jedoch die Umweltauswirkungen von Treibstoffverbrauch, 

insbesondere GHG-Emissionen, nur unzureichend wider. 

Benzin- und Dieselsteuersätze liegen unter dem EU-

Durchschnitt, was für niedrigere Verkehrskraftstoffpreise als 

in einigen Nachbarländern sorgt. Dieser Preisunterschied hat 

zu einem “Tanktourismus” geführt, dem weit verbreiteten 

Kauf von österreichischem Kraftstoff, der in weiterer Folge 

im Ausland verbraucht wird, insbesondere 

Wachsender Einsatz volkswirtschaftlicher Instrumente

seitens Frachtunternehmern. Ungefähr 30 % aller 

verkehrsbezogenen GHG-Emissionen sind auf diesen 

Tanktourismus zurückzuführen. Die Regierung hat einige 

Steuervergünstigungen für den Energieverbrauch gekürzt. 

Dennoch profitieren energieintensive Industriezweige noch 

immer von Rabatten, was eine effizientere Energienutzung 

unattraktiver machen kann. Die bevorzugte steuerliche 

Behandlung von Dienstwägen, Pendlerpauschalen für 

die Fahrt von und zur Arbeit sowie Wohnbauförderungen 

können in Summe die Benutzung von Privatautos, das 

Langstreckenpendeln mit dem Auto sowie die Zersiedelung 

fördern. Diese Subventionsformen begünstigen tendenziell 

Personen mit höherem Einkommen und tragen zu steigenden 

GHG Emissionen, lokaler Luftverschmutzung, Lärm, Staus 

und Unfallrisiken bei. Österreich könnte einen Vorteil aus 

einer weitgefassten “sozioökologischen Steuerreform” ziehen, 

um quer durch die gesamte Volkswirtschaft ein konsequentes 

Kohlenstoff-Preissignal zu setzen, vom Umweltstandpunkt 

gesehen kontraproduktive Subventionen zu reformieren 

und die relativ hohen Steuern auf Arbeit zu senken, um so 

Wachstum und Beschäftigung anzukurbeln.
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Die Verbindung eines robusten umweltpolitischen 

Rahmenwerks mit beträchtlichen finanziellen Unter-

stützungen hat die Entwicklung eines starken Umweltgüter- und 

Umweltdienstleistungssektors (Environmental Goods and Services, 

EGS) begünstigt, was Österreich zu einem der öko-innovativsten 

OECD-Länder macht. Der EGS-Sektor hat die Rezession 2008/09 

gut überstanden; sein Umsatz sank langsamer als das BIP, und die 

Beschäftigungszahlen in diesem Sektor stiegen trotz allgemeinem 

Beschäftigungsrückgang an. 2011 lag der EGS-Beitrag zum BIP bei 

fast 11 %, war damit doppelt so hoch wie jener des Fremdenverkehrs 

und machte 4,8 % der Gesamtbeschäftigung aus (Abbildung 7). 

Österreich hat mehrere Initiativen zur weiteren Förderung einer 

“grünen Wirtschaft” ins Leben gerufen, z.B. den Masterplan green 

jobs 2010, um bis 2020 zusätzliche 100.000 Arbeitsplätze im EGS-

Bereich zu schaffen. Österreich sollte dabei jene strukturellen 

Veränderungen berücksichtigen, die mit einer solchen Ökologisierung 

seiner Wirtschaft einher gehen; es sollte den strategischen 

Schwerpunkt von der Förderung “grüner” Arbeitsplätze auf die 

Erweiterung der Arbeitsmarktkapazitäten ausdehnen, um so 

diesen Veränderungen Rechnung zu tragen. Dazu gehört etwa auch 

die Koordinierung von Umwelt- und Arbeitsmarktpolitik, um zu 

gewährleisten, dass Berufseinsteiger und Arbeiter, die aus rückläufigen 

Branchen abwandern, über jene Fertigkeiten verfügen, die für 

eine Erwerbstätigkeit im Rahmen einer “ergrünenden” Wirtschaft 

erforderlich sind.

Abbildung 7. Umweltgüter und  
Umweltdienstleistungen stleistungen als treibende 

Kraft hinter dem ökologischen Wachstum?

Grünes Wachstum durch Umweltinnovationen 
und arbeitsplätze
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Proaktive Vorgangsweise beim Chemikalienmanagement

Das Risikomanagement Österreichs im Zusammenhang 

mit Chemikalien erfolgt hauptsächlich im Rahmen 

von EU-Gesetzgebung und  politik. Die Zusammenarbeit 

bei der Ausarbeitung und Umsetzung gesetzlicher 

Chemikalienvorschriften zwischen den verschiedenen 

Institutionen verläuft reibungslos, und die Kooperation 

zwischen Staat und Industrie ist ganz besonders stark 

ausgeprägt. Die Umsetzung der EU Verordnung zur 

Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung 

chemischer Stoffe (REACH) wird Chemieunternehmen in 

Österreich und der ganzen EU vor große Herausforderungen 

stellen. Es könnte mehr zur Unterstützung von Klein- und 

Mittelbetrieben sowie zur weiteren Vereinheitlichung von 

Verwaltungsauflagen getan werden, um ihnen so bei der 

Implementierung der REACH-Verordnung unter die Arme zu 

greifen.

Es besteht ein Potenzial in Bezug auf die Stärkung von 

Vollzugsbefugnissen auf Länderebene sowie bei der 

allgemeinen Steigerung von Effizienz und Wirksamkeit von 

Inspektionen und Chemikalienmanagement. Österreich 

hat einige Initiativen zur Überwachung des Auftretens von 

Chemikalien im Menschen und in der Umwelt ins Leben 

gerufen, ebenso zur Bestimmung besonders gefährlicher 

Chemikalien, für die gemäß REACH eine Vertriebserlaubnis 

erforderlich wäre. In Anbetracht der Tatsache, dass die 

menschlichen und finanziellen Ressourcen begrenzt sind, 

sollte den potenziell schädlichsten Chemikalien hier Priorität 

eingeräumt werden.
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Abbildung 8. Die Idee des Chemikalienleasings

Österreich war bei der Förderung der “grünen Chemie”, 

d.h. von chemischen Produkten und Verfahren, welche die 

Entstehung, Nutzung und Umweltfolgen von Gefahrenstoffen 

verringern, sehr aktiv. Die Chemiebranche konnte darüber 

hinaus die Umweltauswirkungen ihrer Produktionsprozesse 

verbessern. Die in Kunststoffen enthaltenen Chemikalien 

werden beispielsweise immer öfter rezykliert, während 

Energieintensität und GHG Emissionen innerhalb der 

Branche gesunken sind. Österreich hat zusammen mit 

Deutschland und der EU ein Portal entwickelt, das einen 

weltweiten Überblick über sicherere Ersatzstoffe für 

gefährliche Chemikalien bietet. Österreich hat auch beim 

Chemikalienleasing Pionierarbeit geleistet: dabei stellen 

Lieferanten Chemikalien für bestimmte Zwecke zur 

Verfügung und nehmen sie wieder zurück, falls sie die 

Endverbraucher nicht mehr benötigen. Lieferanten und 

Endverbraucher haben somit ein gemeinsames Interesse 

an der Abänderung von Verfahren, um so die Abgabe von 

Chemikalien an die Umwelt möglichst gering zu halten 

(Abbildung 8). Mithilfe des Chemikalienleasings lässt sich 

durch Abkoppeln der Bezahlung vom Chemikalienverbrauch 

ein besseres Chemikalienmanagement fördern, was 

sowohl Umwelt- als auch wirtschaftliche Vorteile 

bringt. Untersuchungen zufolge könnten nahezu 4000 

österreichische Unternehmen vom Chemikalienleasing 

profitieren und ihren jährlichen Chemikalieneinsatz um 

ein Drittel und die damit verbundenen Kosten um 15 % 

senken. Die Akzeptanz des Chemikalienleasings ist jedoch 

verbesserungswürdig. Es sind noch mehr Anstrengungen 

erforderlich, um jene Hindernisse zu erforschen und zu 

überwinden, welche einer weiteren Verbreitung dieser 

vielversprechenden Idee im Wege stehen.



9			                             Umweltprüfbericht ÖSTERREICH 2013 HIGHLIGHTS

zwischen Bundesregierung und Ländern dennoch einiges 

zu verbessern. Die Bundesregierung gab zwischen 2008 und 

2011 jährlich über 200 Millionen Euro für den Schutz vor 

Naturkatastrophen aus (Abbildung 9).

Der Großteil dieser Mittel läuft über den Katastrophenfonds 

des Bundes, welcher 1,1 % des Steueraufkommens des 

Bundes erhält. Ungefähr drei Viertel dieser Finanzen 

werden direkt für die Vorbeugung von Katastrophen 

aufgewendet. Der Rest dient teilweise zur Entschädigung 

von Haushalten und Unternehmen für Verluste infolge von 

Naturkatastrophen. Derzeit haben weder Einzelpersonen 

noch Unternehmen die vollen Kosten für ihre Gefährdung 

durch den Klimawandel zu tragen, was im Grunde einer 

Subvention für die Erschließung stark gefährdeter Gebiete 

gleichkommt.

Gut eingeführtes System für den Schutz vor Klimagefahren

Aufgrund Österreichs Topographie ist die Bevölkerung 

einer Vielzahl von Naturgefahren ausgesetzt, vor 

allem Hochwasser, was sich infolge des Klimawandels noch 

verschlimmern könnte. Ungefähr 60 % des österreichischen 

Gebiets sind Bergland, fast die Hälfte davon ist bewaldet. 

Da nur 38 % des Landes bewohnbar sind, konzentriert sich 

seine Erschließung auf Täler und Beckenlandschaften. In 

Österreich kam es 2002, 2005 und erst jüngst im Juni 2013 zu 

schweren Überschwemmungen.

Österreich besitzt ein umfassendes, effizientes und gut 

dotiertes System zur Bewältigung der Auswirkungen 

von Naturgefahren; obwohl dieser Umstand eine gute 

Grundlage für die Bekämpfung mancher Folgen des 

Klimawandels bildet, gibt es bei der Zusammenarbeit

Abbildung 9. Öffentliche Aufwendungen für den Schutz vor Naturgefahren

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

in Millionen EURO

Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie
Wildbach- und Lawinenverbauung
Bundeswasserbauverwaltung
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und Verwaltung auf sämtlichen staatlichen Ebenen, 

eine klare Festlegung von Verantwortungsbereichen und 

Vereinbarungen hinsichtlich der Umsetzung sowie die 

Einrichtung eines leistungsfähigen Überwachungs- und 

Bewertungssystems erforderlich. Es besteht noch Spielraum 

für die Stärkung und Einbindung der Anpassung an den 

Klimawandel in politische Gestaltungsprozesse, etwa 

durch die strategische Folgenabschätzung sowie der 

Auswirkungen behördlicher Auflagen. Bisher haben sich 

solche Einbindungsbemühungen auf die Ausarbeitung 

strategischer Richtlinien konzentriert, während andere 

Themenbereiche wie etwa Budgetzuteilungen, Beschaffung 

und Projektumsetzung noch nicht behandelt wurden. Der 

Druck auf die öffentlichen Gelder hat zur Folge, dass sich 

die Gewährleistung einer ausreichenden Finanzierung 

schwierig gestalten wird. In der Zukunft wird es darauf 

ankommen, dass die gesamte Bandbreite an möglichen 

Finanzierungsquellen ausgelotet wird, etwa auch durch 

verstärkten Rückgriff auf Versicherungsmärkte und 

öffentlich-private Partnerschaften.

Weitreichende Nationale Anpassungsstrategie

Die österreichische Nationale Anpassungsstrategie 

(NAS) ist eine der umfassendsten innerhalb der 

OECD. Grundlage für ihre Ausarbeitung waren starke 

einheimische Forschungskapazitäten sowie eine breite 

Beteiligung von Interessensvertretern (Kasten 2). Da 

die NAS erst 2012 beschlossen wurde, ist es für eine 

Beurteilung ihrer Umsetzung noch zu früh. Sie bietet nach 

Sektoren aufgeschlüsselte Informationen zu möglichen 

Klimaänderungen und deren Auswirkungen, einen 

Überblick über bestehende Anpassungsinitiativen, eine 

Sammlung von Anpassungsempfehlungen sowie Leitlinien 

für die Setzung von Prioritäten. Die NAS weist jedoch 

keine klaren Verantwortungsbereiche zu und gibt auch 

keinen Zeitraum für ihre Umsetzung vor; ebenso enthält 

sie keine Schätzungen hinsichtlich der für ihre Umsetzung 

erforderlichen Finanzierung.

Es sind eine Ausweitung und Vertiefung der Unterstützung 

der Anpassung an den Klimawandel aufseiten von Politik

Kasten 2. Ausarbeitung der Nationalen Anpassungsstrategie

Im Rahmen der Ausarbeitung der NAS fand ein umfangreicher Beratungs- und Einbindungsprozess unter Beteiligung eines 

breiten Spektrums von Interessensvertretern, gesamt ungefähr 100 Institutionen, statt. Der Prozess der Beteiligung von 

Interessensvertretern erstreckte sich über mehrere Jahre, begann 2007 und umfasste u.a. an die Allgemeinheit gerichtete 

Internet-Fragebögen sowie Seminare unter Mitwirkung von ungefähr 100 Institutionen und Organisationen, einschließlich NGOs, 

Unternehmen und Behörden. Ziel dabei war die Bestimmung von zentralen Punkten und möglichen Umsetzungsproblemen, 

die Ausarbeitung erster Empfehlungen sowie die Feststellung weiterer Forschungserfordernisse. Der Prozess wurde durch 

Expertenbeiträge seitens der Klimaforschungsinitiative AustroClim, schriftliche Konsultationen und mehrere Mini-Workshops 

unterstützt.
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sowie zur individuellen und kollektiven Verbesserung der Umweltleistung von Regierungen erstellt. Die Prüfberichte stützen sich auf 
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* All figures, tables and boxes are from the OECD publication, OECD Environmental Performance Reviews: Austria 2013
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OECD Environmental Performance Reviews

AustRiA
The OECD Environmental Performance Review Programme provides independent assessments of countries’ 
progress in achieving their domestic and international environmental policy commitments, together with 
policy relevant recommendations. They are conducted to promote peer learning, to enhance governments’ 
accountability to each other and to the public, and to improve countries’ environmental performance, 
individually and collectively. The Reviews are supported by a broad range of economic and environmental 
data. Each cycle of the Environmental Performance Reviews covers all OECD member countries and selected 
partner countries. The most recent reviews include: Mexico (2013), Italy (2013) and Germany (2012).

This report is the third OECD review of Austria’s environmental performance. The report evaluates Austria’s 
progress towards sustainable development and green growth, with a focus on chemicals management and 
climate change adaptation.
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Part i. Progress towards sustainable development
Chapter 1. Key environmental trends

Chapter 2. Policy-making environment

Chapter 3. Towards green growth

Part ii. Progress towards selected environmental objectives
Chapter 4. Chemicals management
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Further information about the EPR programme is available on line via www.oecd.org/env/countryreviews.
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